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1. PROBLEMSTELLUNG

Nach Artikel 49 des Vertrags liber die Europdische Union kann jeder europdische Staat,
der die in Artikel 2 des Vertrags genannten Werte achtet und sich fiir ihre Foérderung
einsetzt, Mitglied der Union werden. Die Griinde fiir eine Fortsetzung der Erweiterung
der EU wurden zuletzt in den Ratsschlussfolgerungen vom 14. Dezember 2010
bekriéftigt: ,, Die Erweiterung festigt den Frieden, die Demokratie und die Stabilitiit in
Europa, dient den strategischen Interessen der EU und trigt dazu bei, dass die EU ihre
politischen Ziele in wichtigen Bereichen, die fiir die wirtschaftliche Erholung und fiir
nachhaltiges Wachstum entscheidend sind, besser erreichen kann. "

Derzeit verfiigt die EU {iber Assoziierungsabkommen - oder flihrt Verhandlungen iiber
solche Abkommen - mit 5 Kandidatenlindern' und 4 potenziellen Kandidaten® . Vor
2014 diirfte mindestens ein Kandidatenland der EU beitreten und einige potenzielle
Kandidaten konnten als Kandidaten anerkannt werden. Mit Ausnahme Islands liegt der
Stand der soziookonomischen Entwicklung in den Erweiterungslindern weit unterhalb
des EU-Durchschnitts. Erhebliche Investitionen sind erforderlich, um die
Rechtsvorschriften und Institutionen dieser Lander an den EU-Standard anzupassen, und
sie in die Lage zu versetzen, dem Wettbewerbsdruck im Binnenmarkt standzuhalten und
die aus der Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen zu iibernehmen. Auch die
politische Stabilitdt, die Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die
verantwortungsvolle Staatsfiihrung - allesamt grundlegende Werte der EU - miissen dort
weiter gestdrkt werden. Schwache Offentliche Institutionen, unzureichende
Verwaltungskapazititen und Defizite im Hinblick auf die Entwicklung des
Humankapitals beeintrdchtigen eine wirksame und nachhaltige Unterstiitzung durch die
EU.

Die Erweiterungsldnder konnen nicht allein die Kosten tragen, die mit den fiir den Beitritt
zur EU erforderlichen Reformen und Investitionen verbunden sind. Es liegt im eigenen
Interesse der EU, dass diese Lander bei ihren Vorbereitungen auf einen moglichen
kiinftigen Beitritt effizient und effektiv unterstiitzt werden. Da der Bedarf der einzelnen
Lander auf dem ,,Weg zum Beitritt™ sehr unterschiedlich ist, stellt der im Rahmen des
derzeitigen Heranfiihrungsinstruments vorgesehene einheitliche Ansatz bei der
Bereitstellung der Hilfe nicht die optimale Losung dar, denn er ldsst die unterschiedlichen
Reformpriorititen der einzelnen Lénder auBler Acht. Auch die Wirksamkeit, strategische
Ausrichtung und Ergebnisorientierung der EU-Hilfe miissen weiter gestiarkt werden.

Kroatien, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Island, Montenegro und die Tiirkei.
Albanien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und das Kosovo im Sinne der Resolution 1244/99
des UN-Sicherheitsrats.
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2. SUBSIDIARITATSPRUFUNG

Die Erweiterungspolitik ist Teil des auswértigen Handelns der EU und trdgt zur
Verwirklichung gemeinsamer Ziele in Bezug auf globale Herausforderungen und die
globale Handlungsfahigkeit und Fiihrungsstérke der EU bei.

Bei der schrittweisen Erweiterung der EU handelt es sich um eine gemeinsame Aufgabe,
die nur auf EU-Ebene wahrgenommen werden kann. Nur gemeinsam konnen die
Mitgliedstaaten iiber die Beitrittsantrige neuer Kandidaten entscheiden. Die aus EU-
Haushaltsmitteln geleistete Heranfiihrungshilfe soll die Kandidatenldnder und
potenziellen Kandidaten bei ihren Vorbereitungen auf eine kiinftige Mitgliedschaft
unterstiitzen: Das Instrument fiir Heranfiihrungshilfe bietet ihnen eine Art von
,Probelauf* fiir die Ubernahme der mit der EU-Mitgliedschaft verbundenen
Verpflichtungen noch vor dem Beitritt. Kein anderes multilaterales oder bilaterales
Instrument kann eine solch umfassende Unterstiitzung anbietet und nur die EU kann
definieren, welche Art von Unterstiitzung bei der Vorbereitung auf die Ubernahme des
Besitzstands notwendig ist.

In den letzten Jahren haben die EU-Mitgliedstaaten ihre bilaterale Hilfe fiir die
Kandidatenlédnder und potenziellen Kandidaten in der Erkenntnis, dass ein koordiniertes
Handeln auf EU-Ebene effektiver ist, zuriickgefahren. Rund die Hilfte der gesamten
finanziellen Hilfe der EU fiir die Erweiterungsldnder stammte in den letzten Jahren aus
Mitteln des EU-Haushalts. Die meisten multilateralen Geberorganisationen haben ihre
Hilfe schrittweise eingestellt, und die iibrigen richten ihre Programme inzwischen an den
Priorititen der EU aus.

3. ZIELE DER EU-INITIATIVE

Das neue Instrument soll auch kiinftig dem allgemeinen politischen Ziel dienen, die
Kandidatenlédnder und potenziellen Kandidaten je nach ihrem jeweiligen Bedarf und ihrer
jeweiligen Erweiterungsagenda bei ihren Vorbereitungen auf den EU-Beitritt und bei der
schrittweisen Anpassung ihrer nationalen Systeme/Volkswirtschaften an die Standards
und die Politik der Europdischen Union zu unterstiitzen.

Das neue Instrument sollte von den angestrebten Ergebnissen und Wirkungen her auf
folgende spezifische politische Ziele ausgerichtet werden:

— Unterstiitzung der fiir die Erfiilllung der Beitrittskriterien notwendigen
politischen Reformen

— Unterstiitzung der wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Entwicklung und
entsprechender Reformen mit Blick auf die Forderung eines nachhaltigen,
intelligenten und breitenwirksamen Wachstums

— Stirkung der Fihigkeit der Empfingerlinder zur Ubernahme der aus der
Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen
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— regionale Integration und territoriale Zusammenarbeit.

Im Hinblick auf die Funktionsweise des neuen Instruments und darauf, wie diese zur
Erreichung der spezifischen Politikziele beitragen kann, sollten auch folgende
methodischen (,,verordnungsspezifische Ziele*) verfolgt werden:

— stirker strategische Ausrichtung der finanziellen Hilfe durch engere Verkniipfung
mit der erweiterungspolitischen Agenda,

— weitere Steigerung der Effizienz und Effektivitit der Hilfe und Erzielung greifbarer
und nachhaltigerer Ergebnisse und Wirkungen,

— groflere Flexibilitit in der Funktionsweise des Instruments und bei der Zuweisung
der Mittel bei Stirkung der Eigenverantwortung und Rechenschaftspflicht der
Empfingerlénder fiir jeden Politikbereich,

— Mobilisierung von mehr Mitteln anderer Geber oder des Privatsektors durch den
Einsatz innovativer Finanzinstrumente,

— weitere Vereinfachung und Verringerung des mit der Verwaltung der finanziellen
Hilfe verbundenen Verwaltungsaufwands.

4. STRATEGISCHE OPTIONEN

In Anbetracht der Problemstellung priifte die Kommission folgende Optionen, um die
spezifischen politischen und methodischen Ziele fiir das neue Heranfiihrungsinstrument
zu erreichen:

Option 1 - , Keine Anderung®: Beibehaltung der bestehenden Komponentenstruktur und
Schwerpunktsetzung.

Option 2 — ,Anderung der bestehenden Verordnungen“ mit folgenden
Alternativldsungen:

— Unteroption 2.1 — ,,Einschrinkung des Geltungsbereichs und Beibehaltung der
Durchfiihrungsmodalititen“. Fokussierung auf die zur Erfiillung der
Beitrittskriterien notwendigen rechtlichen und institutionellen Verdnderungen ohne
Bereitstellung umfangreicher Mittel fiir die Kofinanzierung 6ffentlicher Investitionen
in die soziookonomische Entwicklung.

— Unteroption 2.2 - ,,Beibehaltung der Komponentenstruktur bei verstirkter
Fokussierung auf Investitionen®“ mit dem Ziel, die soziookonomische Wirkung in
den Empfingerlindern zu stirken und ihre Vorbereitungen auf die Inanspruchnahme
der Strukturfonds, des Kohédsionsfonds und des Fonds fiir die regionale Entwicklung
zu beschleunigen.
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— Unteroption 2.3 - ,Beibehaltung des Geltungsbereichs bei Anpassung der
Durchfiihrungsmodalititen“ mit dem Ziel, weiterhin sowohl die Erfiillung der
Beitrittskriterien als auch die Forderung der soziookonomischen Entwicklung
abzudecken und einzelne  Aspekte der derzeitigen  Strukturen  und
Durchfiihrungsmodalititen anzupassen.

Option 3: , Konzipierung eines neuen Instruments“. Diese Option wurde nicht im
Einzelnen analysiert.

5. FOLGENABSCHATZUNG

Zur Bewertung ihrer wirtschaftlichen Wirkung wurden die verschiedenen Optionen auf
die Wahrscheinlichkeit hin gepriift, dass sie 1) die Erweiterung und damit die positiven
wirtschaftlichen Auswirkungen einer Ausdehnung des Binnenmarkts hinauszdgern oder
beschleunigen, 1ii) die Kosten, die der EU und den Mitgliedstaaten durch
SicherheitsmaBBnahmen und -risiken, Grenzkontrollen und irreguldre Migration entstehen,
eher unverdndert lassen oder senken, iii) die Moglichkeiten fiir eine verstirkte
wirtschaftliche Integration, z. B. durch bessere Anbindung an die transeuropiischen
Netze, eher einschrinken oder verbessern und iv) sich eher positiv oder negativ auf das
Vertrauen von Gebern und Investoren in die Empfangerldnder auswirken.

Zur Bewertung der sozialen Wirkung der verschiedenen Optionen wurde gepriift, wie
sich die Optionen wahrscheinlich auf die Armut und soziale Ausgrenzung in den
Erweiterungsldndern im Zuge der Heranfilhrung und auf die Schaffung der
Voraussetzungen fiir eine Verringerung von Armut und sozialer Ausgrenzung durch eine
verbesserte wirtschaftliche Leistungsfahigkeit und wirksameres politisches Handeln
auswirken wiirden. Auch die Wahrscheinlichkeit, dass Rechte im Bereich Justiz und
Rechtsstaatlichkeit in den Empféngerldndern durch Verzégerungen des Beitrittsprozesses
gefahrdet werden, wurde bewertet.

Zur Bewertung der Umweltauswirkungen der verschiedenen Optionen wurde die
Wabhrscheinlichkeit — gepriift, dass eine Verzogerung oder Gefiahrdung des
Beitrittsprozesses zu erhohten Unweltkosten fiihrt, weil niedrigere Umweltstandards als
Mittel zur Erreichung eines Wettbewerbsvorteils in den Empfingerldndern genutzt
und/oder die umfangreichen zur Angleichung an die EU-Umweltvorschriften
notwendigen Investitionen hinausgezdgert werden.

Die Einschrankung des Geltungsbereichs des Instruments bei Beibehaltung der
derzeitigen Durchfilhrungsmodalititen (Option 2.1) wiirde sich nach Einschétzung der
Kommission weniger positiv auf die Verringerung des Entwicklungsgefilles zwischen
den Erweiterungslindern und der EU auswirken als das Basisszenario (,keine
Anderung®) und damit zu Verzégerungen bei der Erweiterung und bei der Erzielung des
damit verbundenen wirtschaftlichen Nutzens. Andererseits wiirde diese Option wirksam
zur Verwirklichung der fiir den Beitritt notwendigen politischen Reformen beitragen. Im
Vergleich zu dieser Option und der Option ,,keine Anderung* wiirden nach Einschitzung
der Kommission von den anderen beiden Optionen — Option 2.2 ,,Beibehaltung der

DE



DE

Komponentenstruktur bei stirkerer Fokussierung auf Investitionen® und Option 2.3
,Beibehaltung des Geltungsbereich bei Anpassung der Durchfiihrungsmodalititen® —
positivere Wirkungen ausgehen, auch wenn in unterschiedlicher Stirke in den einzelnen
Bereichen. Dabei wire von der im Rahmen der Option 2.3 vorgesehenen Anpassung der
Durchfiithrungsmodalititen, die zur Stirkung der Kohédrenz, Effizienz, Effektivitit,
Hebelwirkung und Wirkung der Hilfe fithren wiirde und mit einer stirkeren Betonung der
Reform der 6ffentlichen Verwaltung und der Erzielung dauerhafter Ergebnisse verbunden
wiére, insgesamt positivere Wirkungen zu erwarten als von den im Rahmen der Option
2.2 vorgesehenen verstéirkten Investitionen in die soziodkonomische Entwicklung.

6. VERGLEICH DER OPTIONEN

Die nachstehende Tabelle bietet einen vergleichenden Uberblick iiber die Auswirkungen
der einzelnen Optionen auf die verschiedenen Problemkomplexe.

Negative  oder sehr negative | - oder --
Wirkungen
Wirkungsneutral 0
Positive  oder  sehr  positive | + oder ++
Wirkungen
Wirkung auf die Problemkomplexe Option 1 Option 2.1 Option 2.2 Option 23
(keine (eingeschrankter | (Fokussierung (Anpassung der
Anderung) Geltungsbereich) auf Durchfiihrungs-
Investitionen) modalitdten)
Effizienz - - - ++
Effektivitit 0 + + ++
Kohirenz - - - ++
Verringerung des Entwicklungsgefilles + - ++ +
Stiarkung von Institutionen + ++ 0 ++
Beriicksichtigung der Heterogenitét 0 0 + ++
Die Hilfe ist
stdrker strategisch ausgerichtet und 0 + + +
ergebnisorientiert
6
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flexibler und besser auf den Bedarf 0 0 0 +
zugeschnitten

vereinfacht, effizienter und effektiver 0 0 0 +

Die Option 2.3 ,Beibehaltung des Geltungsbereichs bei Anpassung der
Durchfiihrungsmodalititen wird bevorzugt, weil sich damit die Vorteile (und
Wirkungen) des derzeitigen Umfangs der Heranfiihrungshilfe (beitrittsbezogene
Forderung der soziodkonomischen Entwicklung) erhalten und die
Durchfiihrungsmodalitidten des Instruments verbessern lassen. Dadurch kann die Hilfe
starker strategisch und auf Ergebnisse ausgerichtet, flexibler gestaltet und besser auf den
Bedarf zugeschnitten werden.

7. MONITORING UND EVALUIERUNG

Im Rahmen der ausgewihlten Option sollen die Regelungen fiir Monitoring und
Evaluierung gegeniiber der jetzigen Situation gestirkt werden. Die vorgesehenen
Anderungen werden zu einer stirkeren Fokussierung auf Ergebnisse und zur stirkeren
Angleichung an die Strategie ,,Europa 2020“ fiihren. Dazu werden - gemif3 den
Schlussfolgerungen der Haushaltsiiberpriifung - spezifische, messbare und erreichbare
Ziele sowie angemessene Indikatoren festgelegt. Wichtigste Makroindikatoren wiren

— Fortschritte bei der Erfilllung der Benchmarks im Rahmen der
Beitrittsverhandlungen (Zahl der eroffneten/abgeschlossenen
Verhandlungskapitel) oder bei der Umsetzung der Assoziierungsabkommen, wie
in den Fortschrittsberichten oder von anerkannten internationalen Organisationen fiir
Bereiche wie Leistungsfahigkeit des Staates erstellten Studien dargelegt, politische
Stabilitdt und Fehlen von Gewalt, Rechtsstaatlichkeit,

— die soziookonomische Entwicklung, gemessen anhand von Indikatoren des
allgemeinen Wohlstands wie dem UNDP-Index der menschlichen Entwicklung, der
Arbeitslosenquote, den auslidndischen Direktinvestitionen, dem Handelsvolumen,

— die regionale Zusammenarbeit und Integration, gemessen anhand
erhebungsgestiitzter Indexen der Einschétzung der Lage (und der Tendenzen) in Bezug
auf  Sicherheit wund Stabilitdt, politische, wirtschaftliche und kulturelle
Wechselwirkungen, gemessen u. a. an der Anbindung an die transeuropéischen Netze.

DE



	1. Problemstellung
	2. Subsidiaritätsprüfung
	3. Ziele der EU-Initiative
	4. Strategische Optionen
	5. Folgenabschätzung
	6. Vergleich der Optionen
	7. Monitoring und Evaluierung

